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Koalitionsvertrag liegt vor
KOALITIONSVERTRAG

Am 09.04.2025 haben sich Union und SPD auf einen Koalitionsvertrag geeinigt, der als Basis für
eine gemeinsame Koalition dienen soll. Der 146-seitige Koalitionsvertrag enthält u. a. folgende
Punkte:

Kleine und mittlere Unternehmen sollen durch ein Sofortprogramm für
Bürokratierückbau entlastet werden: Dokumentationspflichten sollen reduziert,
Statistikpflichten sollen ausgesetzt werden.

Die Modernisierung und Digitalisierung der Verwaltung steht im Fokus. Die
Bundesverwaltung soll um 8 % verkleinert werden. Außerdem wird es ein Ministerium für
Digitalisierung und Staatsmodernisierung geben.

Steuerpolitik: Eine umfassende Unternehmensteuerreform bleibt aus, jedoch soll eine
Abschreibung auf Ausrüstungsinvestitionen von 30 Prozent in den Jahren 2025, 2026
und 2027 eingeführt werden und die Körperschaftsteuer ab 01.01.2028 in fünf Schritten
um jeweils 1 % gesenkt werden. Gleichzeitig soll die Thesaurierungsbegünstigung für
Personenunternehmen ausgeweitet oder angepasst werden.

Hinweis: Im Rahmen der Unternehmensteuerreform 2008 wurde die besagte
Thesaurierungsbegünstigung eingeführt, die es Einzelunternehmern und
Personengesellschaften ermöglicht, nicht entnommene Gewinne zu einem ermäßigten
Steuersatz von 28,25 % zu versteuern, anstatt dem regulären Einkommensteuersatz von
bis zu 45 %. Bei späterer Entnahme erfolgt eine Nachversteuerung von 25 %, wodurch
eine steuerliche Gleichstellung mit Kapitalgesellschaften angestrebt wird.

Zudem soll die Umsatzsteuer auf Speisen in der Gastronomie ab 01.01.2026 auf 7 %
gesenkt werden.

Abbau von Steuerbürokratie: Steuervereinfachung soll durch Typisierung,
Vereinfachungen und Pauschalisierungen erreicht werden. Daneben sollen
vorausgefüllte und automatisierte Steuererklärungen für einfach Steuerfälle
ausgeweitet werden. Ziel ist es Körperschaften und Personengesellschaften sukzessive
auf die Selbstveranlagung umzustellen.

In der Digitalpolitik gibt es ein klares Bekenntnis zum Rechenzentrumsstandort
Deutschland. Beim Datenschutz sind Reformen angekündigt (z. B. Bündelung der
Aufsicht beim Bundesdatenschutzbeauftragten).

Die Geschichte zeigt, dass nicht alle Ankündigungen aus dem Koalitionsvertrag auch tatsächlich
umgesetzt werden. Alle Vorhaben stehen unter Finanzierungsvorbehalt.
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Die enthaltenen Beiträge und Abbildungen sind urheberrechtlich geschützt. Die Verwendung der
Inhalte und Bilder im Kontext dieser Mandanten-Monatsinformation erfolgt mit Einwilligung der
DATEV eG.

Dieser Beitrag gibt den Stand zum Zeitpunkt der Ausgabe (Mai 2025) wieder und ersetzt keine individuelle Beratung.
Sprechen Sie uns an: +49 8122 228850 · renate.orthuber@stb-orthuber.de
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